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Die Situation der Frauen in der Europäischen Union vor COVID-19 

Es ist unbestreitbar, dass in der EU vor der Pandemie – trotz erheblicher Fortschritte bei der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen in den letzten Jahrzehnten – noch immer seit Langem bestehende 
Ungleichheiten festgestellt werden konnten. Dem Europäischen Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) 
zufolge sind Ungleichheiten das Ergebnis von diskriminierenden Normen und Einstellungen, der 
ungleichen Aufteilung von Betreuungs- und Pflegeaufgaben (Care-Arbeit) im Haushalt und der Art und 
Weise, wie institutionelle Strukturen das Geschlecht berücksichtigen und integrieren.  

Diese tief verwurzelten Stereotype haben die Probleme hervorgehoben, die angegangen werden müssen, 
wie z. B. die in Bezug auf unbezahlte Betreuung und Pflege ungleiche Aufteilung von Aufgaben und 
Pflichten. Dem Bericht über die Aktionsplattform von Peking 2020 zufolge waren die in der Union bei der 
unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit festgestellten geschlechtsspezifischen Unterschiede 
frappierend. Frauen übernahmen nach wie vor den Großteil der unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit 
zu Hause, unabhängig davon, ob sie erwerbstätig waren oder nicht: Die Studie ergab, dass 92% der Frauen 
in der EU regelmäßig – d. h. an mehreren Tagen in der Woche – Betreuungs- bzw. Pflegeaufgaben 
wahrnahmen, während nur 68% der Männer unbezahlte Betreuungs- bzw. Pflegearbeit in dieser Häufigkeit 
leisteten.  

Die COVID-19-Pandemie und die damit verbundene Wirtschaftskrise haben sich auf Frauen in der 
Europäischen Union anders ausgewirkt als auf Männer. Auch wenn Gleichstellungsfragen noch nie so 
weit oben auf der europäischen politischen Agenda standen, gefährden die Auswirkungen der COVID-
19-Krise die in den letzten zehn Jahren erzielten Fortschritte bei der Verringerung der 
geschlechtsspezifischen Diskrepanzen in den EU-Mitgliedstaaten. Die Auswirkungen der COVID-19-Krise 
haben auch gezeigt, dass die Mitgliedstaaten – anstatt einer reaktiven – eine proaktive Gender-
Mainstreaming-Politik entwickeln müssen. 
Der diesjährige Internationale Tag der Frau ist eine perfekte Gelegenheit, um auf die bisherigen EU-
Initiativen zurückzublicken und darüber nachzudenken, wie die künftigen Herausforderungen nach 
COVID-19 angegangen werden können. 

https://eige.europa.eu/gender-mainstreaming/policy-areas/employment
https://eige.europa.eu/gender-mainstreaming/policy-areas/employment
https://eige.europa.eu/gender-mainstreaming/policy-areas/employment
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
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81% der Frauen und 48% der Männer nehmen täglich Betreuungs- bzw. Pflegeaufgaben wahr. Bei den 
erwerbstätigen Männern und Frauen lässt sich ein sich wiederholendes Muster beobachten: Nahezu alle 
erwerbstätigen Frauen (94%) waren mehrmals pro Woche mit unbezahlter Betreuungs- bzw. Pflegearbeit 
beschäftigt, gegenüber 70% der erwerbstätigen Männer. Wie aus dem Bericht über die Aktionsplattform 
von Peking hervorgeht, war die Beteiligung von Frauen an der unbezahlten Betreuung und Pflege sehr hoch 
und lag in allen Mitgliedstaaten bei über 85%, wenn man sowohl das tägliche als auch das wöchentliche 
Engagement berücksichtigt. Was das Engagement der Männer betrifft, weist die Studie jedoch auf 
erhebliche Unterschiede in den einzelnen Ländern hin – von 41% in Zypern bis hin zu 90% in Dänemark. 

Vor COVID-19 kümmerten sich 37,5% der Frauen in der EU täglich um Kinder, ältere Menschen oder 
Menschen mit Behinderungen, verglichen mit 24,7% der Männer. Diese zeitliche Differenz bedeutet für 
Frauen durchschnittlich 13 Stunden unbezahlte Mehrarbeit pro Woche. Darüber hinaus unterstrich das EIGE 
die Tatsache, dass etwa 7,7 Millionen Frauen aufgrund von Betreuungs- bzw. Pflegepflichten vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden. Die Folgen dieser Ungleichheit zeigten sich in den 
Beschäftigungsquoten der Männer (78%), die das Europa-2020-Ziel von 75% übertrafen, während die 
Beschäftigungsquoten der Frauen nur 66,5% erreichten.  

Ein Bericht des Europäischen Parlaments gelangte zu dem Schluss, dass das Geschlecht der Faktor ist, der 
letztlich über die unterschiedliche Kontrolle entscheidet, die Frauen und Männer über die 
sozioökonomischen Faktoren haben, die ihr Leben, ihre psychische Gesundheit und ihre Anfälligkeit für 
bestimmte psychische Probleme – insbesondere Depressionen und Ängste – sowie ihre soziale Stellung und 
ihren Status beeinflussen. Darüber hinaus sind die Risiken für die psychische Gesundheit, die sich von 
psychiatrischen Störungen unterscheiden, bei den Geschlechtern unterschiedlich: Bei Frauen wurden 
höhere Raten in Bezug auf Depressionen und Ängste (internalisierende Störungen) und bei Männern höhere 
Raten in Bezug auf Drogenmissbrauch und antisoziale Störungen (externalisierende Störungen) 
verzeichnet. Im Durchschnitt bestand bei 6% aller Arbeitnehmer das Risiko, von einem psychischen 
Gesundheitsproblem betroffen zu sein, wobei das Risiko bei Frauen (7%) höher war als bei Männern (5%). 

Zu guter Letzt leistete vor der Pandemie nur ein kleiner Teil der Beschäftigten in der EU gelegentlich 
Telearbeit (von 10% in Mittelmeerländern wie Italien und Griechenland bis hin zu 30% in Dänemark und den 
Niederlanden). Lockdowns und Maßnahmen zur sozialen Distanzierung ließen diese Zahlen jedoch 
sprunghaft ansteigen – mit negativen Folgen. Es sei darauf hingewiesen, dass flexible Arbeitsregelungen 
wie Telearbeit zwar theoretisch zur Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben beitragen könnten, Männer 
sie jedoch eher zur „Leistungssteigerung“ nutzen und Frauen sie in der Regel in Anspruch nehmen, um ihr 
Berufs- und Privatleben im Falle familiärer Verpflichtungen besser in Einklang zu bringen. 

Die Pandemie, die Reaktion der Regierungen der Mitgliedstaaten und der EU-Aufbauplan 

Im Gegensatz zu früheren wirtschaftlichen Rezessionen hat die COVID-19-Krise vor allem Frauen getroffen, 
sodass sie in einer aktuellen Studie des Europäischen Parlaments als „She-cession“ (Frauenkrise) bezeichnet 
wird. So hat die Pandemie in den Wirtschaftssektoren, in denen mehrheitlich Frauen beschäftigt sind, 
stärkere Auswirkungen gezeigt, die Zahl der unbezahlten Betreuungs- bzw. Pflege- und Hausarbeitsstunden 
von Frauen ungleich erhöht und auch die Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften sowie im Internet 
aufgrund von Stressfaktoren zunehmen lassen. In einer neuen Studie des Europäischen Parlaments wird die 
Schlussfolgerung, dass COVID-19 die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern in der EU verschärft hat, da 
Frauen unverhältnismäßig stark von der Pandemie und dem damit verbundenen wirtschaftlichen 
Abschwung betroffen sind, bekräftigt.  

COVID-19 war ein Rückschritt in Bezug auf einige positive Elemente des sozialen Wandels, die sich in den 
letzten Jahrzehnten entwickelt hatten, nämlich die Neuorganisation von Betreuungs- und Pflegearbeit, 
Hausarbeit und bezahlter Beschäftigung in vielen Haushalten. In der Tat deutet vieles darauf hin, dass die 
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei der unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit durch den 

https://eige.europa.eu/publications/gender-inequalities-care-and-pay-eu
https://eige.europa.eu/publications/gender-inequalities-care-and-pay-eu
https://eige.europa.eu/about-eige/director-speeches/beyond-beijing-declaration-assessment-and-main-challenges
https://ec.europa.eu/health/system/files/2017-07/compass_2017workplace_en_0.pdf
https://ec.europa.eu/health/system/files/2017-07/compass_2017workplace_en_0.pdf
https://ec.europa.eu/health/system/files/2017-07/compass_2017workplace_en_0.pdf
https://eige.europa.eu/about-eige/director-speeches/beyond-beijing-declaration-assessment-and-main-challenges
https://eige.europa.eu/about-eige/director-speeches/beyond-beijing-declaration-assessment-and-main-challenges
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
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Rückgang von Betreuungs- und Pflegediensten und die Zunahme der von Frauen geleisteten unbezahlten 
Betreuungs- und Pflegearbeit wiederhergestellt oder verschärft wurden. 

Die Maßnahmen der europäischen Regierungen zur Bekämpfung der Auswirkungen der Pandemie waren 
in der EU vielfältig, sodass Frauen in einigen Mitgliedstaaten in unterschiedlichem Maße betroffen waren. In 
den Mitgliedstaaten, die es versäumt haben, die Gleichstellung der Geschlechter in ihre Politik 
einzubeziehen, oder die dem Gender-Mainstreaming vor dieser Pandemie keine Priorität eingeräumt 
haben, hat die geschlechtsspezifische Diskrepanz stärker zugenommen. Darüber hinaus sind Frauen in 
COVID-19-Entscheidungsgremien, in der Politikgestaltung und in Führungspositionen unterrepräsentiert. 
Tatsächlich sind Frauen im Gegensatz zu Männern im Vergleich zu früheren Krisen von dieser Pandemie 
stärker negativ betroffen, da die staatlichen Maßnahmen die größten „indirekten Auswirkungen“ auf die 
von weiblichen Arbeitskräften dominierten Wirtschaftssektoren hatten, nämlich u. a. das 
Gesundheitswesen, das Gast- und Freizeitgewerbe und die Hausarbeit. Es ist darauf hinzuweisen, dass die 
Auswirkungen als „indirekt“ bezeichnet werden, da die durchgeführten staatlichen Aktionen und 
Maßnahmen die Ausbreitung von COVID-19 eindämmen sollten und keine derart negativen und 
unverhältnismäßig starken Auswirkungen auf Frauen vorsahen.  

Auch wenn viele Mitgliedstaaten Sofortmaßnahmen und nationale Konjunkturpakete auflegten, um die 
Auswirkungen der Pandemie abzufedern, wurde dem Kern der Pandemie wenig bis gar keine 
Aufmerksamkeit geschenkt: der bezahlten und unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit. Dieser Sektor, in 
dem Frauen stark überrepräsentiert sind, muss in den Mittelpunkt des sozialen und wirtschaftlichen 
Wandels gerückt werden, und er muss geschlechtersensibler und integrativer werden. Die krisenbedingte 
Einstellung bestimmter Wirtschaftstätigkeiten, die eher weibliche Arbeitskräfte betreffen, hat zu einem 
starken Anstieg der unbezahlten Arbeit von Frauen geführt. 

Mehrere Länder haben ihre betreuungs- und pflegebezogenen Hilfsmaßnahmen ausgeweitet oder neue 
elternzeitbezogene Sonderregelungen eingeführt, um berufstätige Eltern vor Arbeitsplatz- und 
Einkommensverlusten zu schützen. Allerdings wurden bei diesen Maßnahmen telearbeitende Eltern nicht 
einheitlich als förderungswürdig erachtet, sodass keine Anpassung an die durch die Pandemie entstandene 
neue Arbeitssituation stattfand und die Vorteile, die das Arbeiten von Zuhause für die Kinderbetreuung 
bietet, unterschätzt wurden. Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) veröffentlichte daher 
im März 2021 eine Stellungnahme mit dem Titel „Telearbeit und Geschlechtergleichstellung: Wie kann 
gewährleistet werden, dass Telearbeit die ungleiche Verteilung unbezahlter Betreuungs- und Hausarbeit 
zwischen Frauen und Männern nicht verschärft, sondern die Geschlechtergleichstellung fördert?“, um zu 
verhindern, dass die Telearbeit die Ungleichheit bei der Aufteilung der Heimarbeit zwischen Frauen und 
Männern weiter verschärft. 

Wie in den bisherigen Studien festgestellt wurde, müssen die Mitgliedstaaten in ihren Politiken und 
künftigen Krisenmaßnahmen die Geschlechtersensibilität berücksichtigen, um dafür zu sorgen, dass der 
Ungleichheitszyklus nicht langfristig fortbesteht und künftige Krisen nicht zu „She-cessions“ werden. 

Darüber hinaus hat die Europäische Kommission einen völlig neuen umfangreichen Fördermechanismus 
auf der Grundlage kollektiver Mittelbeschaffung aufgelegt, um die aus der COVID-19-Krise hervorgehenden 
Volkswirtschaften in der Nachkrisenzeit zu unterstützen. Der Europäische Aufbauplan der EU 
(NextGenerationEU) ist das größte jemals aus dem EU-Haushalt finanzierte Konjunkturpaket, das als zeitlich 
befristetes Instrument zur Ankurbelung des Aufschwungs in der Union gedacht ist. Gemäß der jüngsten 
Studie zu diesem Thema werden zwar die digitale und die grüne Wirtschaft als Förderbereiche 
hervorgehoben, aber die verschiedenen Betreuungs- und Pflegetätigkeiten und ein Care-Sektor, der auf 
Diversität ausgerichtet ist, von diesem beispiellosen Aufbaufonds größtenteils nicht unterstützt. Unbezahlte 
Arbeit wird nicht erwähnt, Hinweise auf die Gleichstellung der Geschlechter gibt es kaum und auf das Thema 
Betreuung und Pflege wird nur im Zusammenhang mit Kleinkindern eingegangen. Betreuungs- und 
Pflegeleistungen, der Care-Sektor und die Care-Ökonomie sollten – aufgrund ihrer bereits mehr als 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.intereconomics.eu/contents/year/2021/number/5/article/teleworking-a-curse-or-a-blessing-for-gender-equality-and-work-life-balance.html
https://webapi2016.eesc.europa.eu/v1/documents/EESC-2020-05159-00-01-AC-TRA-DE.docx/content
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
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erwiesenen Bedeutung für das Funktionieren der Wirtschaft und aufgrund der Art und Weise, wie sie von 
COVID-19 betroffen sind – genauso viel Beachtung erhalten wie die grüne und die digitale Wirtschaft. 

In einem aktuellen Bericht des Europäischen Parlaments, der im Januar 2021 mit großer Mehrheit 
angenommen wurde, werden gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter 
gefordert, die in die nationalen Aufbau- und Resilienzpläne aufgenommen werden sollen. „Die Förderung 
der Unabhängigkeit und eines auf Rechten basierenden Ansatzes innerhalb des Betreuungs- und 
Pflegesystems bedeutet verstärkte Investitionen in Betreuungs- und Pflegedienste für Kinder, ältere 
Menschen und Menschen mit Behinderungen, bei denen die Bedürfnisse von Kindern im Mittelpunkt einer 
hochwertigen Kinderbetreuung, ältere Menschen im Mittelpunkt einer hochwertigen Altenpflege und 
Menschen mit Behinderungen im Mittelpunkt von Diensten, die auf die Diversität von Behinderungen 
ausgerichtet sind, stehen.“  

Betreuung und Pflege sind ein Spektrum von Tätigkeiten, das die kritische – wenn auch weitgehend 
unerkannte – wechselseitige Abhängigkeit und Verflechtung der Gesellschaft offenbart. Die Ergebnisse der 
Studie legen nahe, dass die Finanzierung der Care-Ökonomie mindestens 30% der Ausgaben im Rahmen 
des Europäischen Aufbauplans der Europäischen Kommission ausmachen sollte, um eine Gleichstellung mit 
den bereits zugewiesenen 37% für Investitionen in den grünen Wandel bzw. den 30% für Investitionen in 
den digitalen Wandel zu erreichen. 

Gleichstellung der Geschlechter bei der Telearbeit 

Die COVID-19-Pandemie hat bei einem erheblichen Prozentsatz der Arbeitnehmer in der EU zu einem 
drastischen Wechsel von den üblichen Arbeitsmodalitäten zu Telearbeit geführt. Frauen gaben häufiger als 
Männer an, mit der Telearbeit als Folge der COVID-19-Pandemie begonnen zu haben: 38,6% bzw. 34,9% 
gemäß einer elektronischen Erhebung von Eurofound (Eurofound, 2020). Erste Daten haben gezeigt, dass 
in der jüngsten Generation (18–34 Jahre) mehr Frauen als Männer (50% bzw. 37%) während der Pandemie 
angefangen haben, von zu Hause aus zu arbeiten, mit dem möglichen Ergebnis, dass weibliche 
Arbeitnehmer einen unverhältnismäßig hohen Anteil an unbezahlter Arbeit (Kinderbetreuung, Hausarbeit, 
Bildung usw.) übernehmen, während sie weiter ihrer bezahlten Arbeit nachgehen. Diese drastische 
Verschiebung wurde in den meisten Mitgliedstaaten bei den nicht systemrelevanten Arbeitnehmern 
beobachtet. Studienergebnisse haben gezeigt, dass sich die geschlechtsspezifische Diskrepanz bei der 
Kinderbetreuung im Vergleich zur Zeit vor der Pandemie verringert hat, obwohl Frauen immer noch mehr 
Zeit für die Kinderbetreuung aufwenden als ihre männlichen Partner. Sie zeigten außerdem eine 
gleichmäßige Zunahme der Aufteilung der Kinderbetreuung in den Haushalten, in denen die Männer 
entweder arbeitslos waren oder Telearbeit leisteten.  

Nach Angaben des EIGE war der Anteil der Personen, die von zu Hause aus arbeiteten, in Haushalten mit 
Kindern, vor allem bei Alleinerziehenden, höher, was darauf hindeutet, dass flexible oder informations- und 
kommunikationstechnische (IKT) Arbeit genutzt wird, um Familienleben und Beruf zu vereinbaren, 
insbesondere von Frauen. Allerdings werden Mütter bei der Telearbeit häufiger durch Kinder unterbrochen 
als Väter, was ihre Leistung beeinträchtigt und negative Auswirkungen auf ihr berufliches Fortkommen und 
ihre Entlohnung haben könnte, was wiederum zu geschlechtsspezifischen Diskrepanzen bei den 
Arbeitsentgelten und Renten führt. 

Tatsächlich kann Telearbeit, wie das EIGE feststellt, den Konflikt zwischen Beruf und Privatleben sowohl ent- 
als auch verschärfen: Studienergebnisse aus Deutschland haben gezeigt, dass Flexibilität am Arbeitsplatz 
nicht immer zu einer entsprechenden Erhöhung des Beitrags der Männer zur Kinderbetreuung führt. Der 
Studie zufolge wenden Männer mit flexiblen Arbeitszeiten weniger Zeit für die Kinderbetreuung auf als 
diejenigen, die zu Bürozeiten arbeiten. Diese Feststellung steht im Zusammenhang mit dem Nutzen, den 
Männer aus flexiblen Arbeitsregelungen ziehen: Es wird davon ausgegangen, dass sie flexible 
Arbeitsregelungen wahrnehmen, um ihre Leistung zu steigern und so ihre Arbeitsintensität oder 
Arbeitsstunden zu erhöhen und zusätzliche Gegenleistungen zu erhalten. Im Gegensatz dazu haben Frauen 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0025_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/about-eige/director-speeches/gender-equality-and-socio-economic-consequences-covid-19-crisis
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
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häufig flexible Arbeitszeiten, um den zunehmenden familiären Verpflichtungen nachzukommen, was keine 
finanziellen Vorteile mit sich bringt. Die Flexibilität bei der Arbeitszeit ist daher ein zweischneidiges Schwert; 
sie könnte die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern, gleichzeitig aber auch die klassische 
Rollenverteilung zwischen Frauen und Männern zementieren. 

Aufgrund der Pandemie gingen Millionen Frauen und Männer über Nacht zur Telearbeit über, während 
Schulen und Tagesstätten geschlossen wurden. „Dies bedeutete, dass die Menge der von ihnen zu 
leistenden Haus- und unbezahlten Betreuungs- bzw. Pflegearbeiten zunahm“, so die Leiterin der Abteilung 
„Arbeitsbedingungen und Gleichstellung“ der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO). Erste Daten 
deuten darauf hin, dass Frauen die Hauptlast dieses zusätzlichen Drucks tragen, was das vor der Pandemie 
bestehende Muster einer unausgewogenen Aufteilung der Betreuungs- und Pflegearbeit bestätigt. Der 
Anteil der täglichen unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeitszeit, der von Frauen geleistet wird, reicht 
von 80% in Portugal und 74% in Italien bis zu 57% in Dänemark. Das heißt, auch wenn die Telearbeit Müttern 
die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben erleichtert, deutet vieles darauf hin, dass sie im Vergleich zu 
den Vätern einen unangemessenen und ungleichen Anteil an der Hausarbeit und der Kinderbetreuung 
übernehmen. Dies bedeutet, dass Telearbeit zur Lösung von Kinderbetreuungsproblemen beitragen kann, 
aber nicht unbedingt eine ausgewogene Aufteilung der Verantwortung von Eltern unterschiedlichen 
Geschlechts mit sich bringt.  

Es wurden jedoch auch Frauen entlassen, weil es nicht möglich war, die von Frauen dominierten 
Arbeitsbereiche auf Telearbeit umzustellen (Gesundheitswesen, Gast- und Freizeitgewerbe, häusliche 
Pflege usw.). Diese Dienstleistungssektoren lassen sich nur schwer in ein flexibles Arbeitssystem überführen, 
sodass die Schließung dieser Sektoren dazu führte, dass ein erheblicher Frauenanteil entlassen wurde. 
Damit einher ging eine vorübergehende Umkehrung der Geschlechterrollen, d. h. Männer übernahmen 
einen größeren Anteil der Haus- und Kinderbetreuungsarbeit, was vielversprechende Zukunftsaussichten 
bot. 

In der Stellungnahme des EWSA zu Telearbeit und Geschlechtergleichstellung wurde auf die Gefahr 
hingewiesen, die Telearbeit für die Gleichstellung der Geschlechter darstellen kann, wenn von Frauen 
erwartet wird, dass sie die Doppelbelastung von bezahlter und unbezahlter Arbeit tragen, was die 
bestehenden Ungleichheiten verschärfen würde; außerdem wurde darauf aufmerksam gemacht, dass die 
Gleichstellung von Frauen und Männern bei der Politikgestaltung durchgängig berücksichtigt werden 
muss. In der Stellungnahme des EWSA „Telearbeit und Geschlechtergleichstellung: Wie kann gewährleistet 
werden, dass Telearbeit die ungleiche Verteilung unbezahlter Betreuungs- und Hausarbeit zwischen Frauen 
und Männern nicht verschärft, sondern die Geschlechtergleichstellung fördert?“ wurde festgestellt: 

- „Telearbeit ist zwar eine schon durchaus bekannte Arbeitsform, ihre Verbreitung hat aber durch die 
COVID-19-Pandemie deutlich zugenommen, mit dem Ergebnis, dass mehr als ein Drittel der 
Beschäftigten von zu Hause aus arbeitet, wobei der Anteil der Frauen wesentlich größer ist als der 
Anteil der Männer (Eurofound-Bericht ‚Leben, Arbeiten und COVID-19‘. Laut Angaben der 
Europäischen Kommission aus dem Jahr 2020 im Vergleich zu 2018, als weniger als 5%  der 
Beschäftigten regelmäßig und weniger als 10% gelegentlich Telearbeit leisteten.). Da Frauen in der 
Regel den Großteil der Betreuungs- und Hausarbeit übernehmen, haben sie Telearbeit als einzige 
Möglichkeit gesehen, diese unbezahlte Arbeit mit ihrer Erwerbstätigkeit zu vereinbaren. Der 
Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) möchte auf die Gefahr hinweisen, dass 
Telearbeit dazu genutzt wird, um die Doppelbelastung durch bezahlte und unbezahlte Arbeit zu 
bewältigen.“ 

- Die Telearbeit bietet viele Möglichkeiten zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter, z. B.: 
eine höhere Erwerbsbeteiligung, eine flexiblere Organisation der Arbeitszeit und die Möglichkeit, 
unbezahlte Betreuungs- und Pflegeaufgaben mit einer bezahlten Beschäftigung zu vereinbaren, 
was wiederum die Erwerbsbeteiligung erhöhen kann, Produktivitätssteigerungen durch eine 
größere Leistungsfähigkeit, (…) usw. Gleichzeitig birgt die Telearbeit auch einige Risiken, wie etwa 

https://www.ilo.org/brussels/information-resources/news/WCMS_766472/lang--en/index.htm
https://www.ilo.org/brussels/information-resources/news/WCMS_766472/lang--en/index.htm
https://www.intereconomics.eu/contents/year/2021/number/5/article/teleworking-a-curse-or-a-blessing-for-gender-equality-and-work-life-balance.html
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf
https://webapi2016.eesc.europa.eu/v1/documents/EESC-2020-05159-00-01-AC-TRA-DE.docx/content
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mögliche Probleme im Zusammenhang mit der Gefahr, in der Arbeitswelt „unsichtbar“ zu werden, 
das Fehlen formeller und informeller Unterstützungsstrukturen, persönlicher Kontakte mit 
Kolleginnen und Kollegen und des Zugangs zu Informationen, Aufstiegs- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten, mögliche Rückschläge bei der Gleichstellung und die zunehmende 
Gefahr von Gewalt und Belästigung. Für Frauen bedeutet dies, dass sich die bestehenden 
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern verschärfen könnten. Damit solche Risiken erfolgreich 
verringert werden können, muss eine angemessene Gleichstellungsanalyse durchgeführt werden, 
da auch politische Maßnahmen, die vielleicht geschlechtsneutral wirken, in Wirklichkeit 
geschlechtsblind sein und sich negativ auf Frauen auswirken können. Daher müssen alle 
Anstrengungen unternommen werden, um positive Auswirkungen zu erzielen. 

Laut einer aktuellen Studie des Europäischen Parlaments spiegelt sich die Verbreitung von IKT und 
Telearbeit in bestimmten Berufen oder Sektoren auch in der Geschlechts- und Altersstruktur der 
Beschäftigten und ihrer Arbeitsorganisation wider. Die Studie zeigte, dass weibliche Arbeitnehmer eher 
regelmäßige häusliche Telearbeit leisten, während männliche Arbeitnehmer häufiger Vereinbarungen über 
Telearbeit und IKT treffen. Dieses Muster fand sich sowohl bei den Arbeitnehmern (3,7% gegenüber 2,7%) 
als auch bei den Selbstständigen (23,4% gegenüber 17,4%), was deren Überrepräsentation in Berufen mit 
hoher bzw. niedriger „Telearbeitsfähigkeit“ widerspiegelt. 

Unbezahlte Betreuungs- und Pflegearbeit 

Nach den Erkenntnissen und Prognosen von Eurostat zur demografischen Entwicklung weist Europa ein 
geringes Bevölkerungswachstum und eine alternde Gesellschaft auf. Die Bevölkerung altert dank 
fortschrittlicher Gesundheitsversorgung und steigender Lebensstandards stetig. Derzeit sind 20% der 
Menschen in Europa 65 Jahre oder älter, aber dieser Anteil wird bis 2070 auf schätzungsweise 30% 
ansteigen. Dies wird auch zu einem Anstieg der Zahl der betreuungs- und pflegebedürftigen Menschen und 
zu einem größeren Bedarf an qualifizierten Betreuungs- und Pflegekräften führen. Zusätzliche 
Anforderungen durch eine flexible Arbeitswelt, sich verändernde soziale Strukturen und einen 
schwindenden familiären Zusammenhalt machen sowohl die professionelle als auch die informelle 
Betreuung bzw. Pflege hilfsbedürftiger Menschen schwieriger.  

Was die Aufteilung der Betreuungs- bzw. Pflegearbeit zwischen den Geschlechtern betrifft, so hat sich durch 
die COVID-19-Lockdowns die unbezahlte Betreuungs- bzw. Pflegebelastung für Frauen erhöht, mit dem 
Ergebnis einer Verschlechterung der Arbeits- und Lebensbedingungen, insbesondere für berufstätige 
Mütter von Kleinkindern. Die gestiegenen Betreuungs- und Pflegeanforderungen aufgrund der Lockdowns 
und Schließungen von Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen, Altenheimen usw. haben Frauen dazu 
veranlasst, ihre Erwerbstätigkeit aufzugeben. Diese Situation wird sich laut der Studie des Europäischen 
Parlaments wahrscheinlich langfristig negativ auf die betroffenen Frauen auswirken, z. B. in Bezug auf ihre 
Ansprüche auf Sozialschutz und ihr künftiges Einkommen. Erschwerend kommt hinzu, dass Frauen durch 
einige Sofortmaßnahmen, die an die Erwerbsbiografie und die Arbeitsplatzbindung geknüpft sind, 
benachteiligt wurden, da sie eher bereit sind, ihren Arbeitsplatz aufzugeben, um die Hauptlast der 
unbezahlten Betreuung bzw. Pflege zu tragen. 

Die Krise hat mit der isolierenden Wirkung der Lockdowns die geschlechtsspezifischen Diskrepanzen in 
Bezug auf Armutsrisiken und finanzielle Anfälligkeit vergrößert. COVID-19 hat die Aufmerksamkeit verstärkt 
auf die geschlechtsspezifischen Muster der bezahlten und unbezahlten Arbeit sowohl im Gesundheits- als 
auch im Sozialfürsorgesystem gelenkt, wo Frauen die Mehrheit der Beschäftigten ausmachen. In der 
Vergangenheit wurde ein großer Teil der von Frauen geleisteten Betreuungs- und Pflegearbeit nicht 
vergütet. Hinzu kommt, dass auch wenn formelle Betreuungs- und Pflegedienste eine wichtige Rolle 
spielen, ein großer Teil der Betreuung und Pflege von engen Familienangehörigen oder Verwandten 
geleistet wird.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/658227/IPOL_STU(2020)658227_EN.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Population_structure_and_ageing
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf


Eine anspruchsvolle Zukunft für Europas Frauen nach COVID-19 

 

PE 719.547 7 

Außerdem steigt mit der Lebenserwartung auch die Zahl der Menschen, die Gesundheitsversorgung oder 
Langzeitbetreuung bzw. -pflege benötigen. Frauen haben eine höhere Lebenserwartung als Männer und 
stellen den größten Teil der höchsten Altersgruppe (80 Jahre und älter) sowie die Mehrheit der 
Langzeitbetreuten in Heimen dar. Gleichzeitig wollen Eltern von betreuungsbedürftigen Kindern auch eine 
bessere Vereinbarkeit ihrer Betreuungspflichten mit ihrem Berufs- und Privatleben erreichen. Immer mehr 
Menschen suchen nach Flexibilität, um ihre Betreuungs- und Pflegeaufgaben mit ihrem Beruf vereinbaren 
zu können, nach Zugang zu qualitativ guten und erschwinglichen Kinderbetreuungsdiensten und nach 
einer Lösung für den Betreuungs- bzw. Pflegebedarf von älteren Menschen und Menschen mit 
Behinderungen.  

Auch wenn Frauen zunehmend ins Erwerbsleben eintreten, tragen sie nach wie vor die größere 
Verantwortung für die Betreuung bzw. Pflege von Familienangehörigen und die Hausarbeit, was sich zu 
einer echten Herausforderung entwickelt hat, wenn man bedenkt, dass dies von ihnen erwartet wird, 
während sie gleichzeitig ihren Beruf ausüben. In seinem Bericht über die Aktionsplattform von Peking stellte 
das EIGE fest, dass Frauen in Belgien im Lockdown jeden Wochentag etwa 30 Minuten mehr für 
Kinderbetreuung und Hausarbeit aufwendeten als Männer. Männer hatten 6 Stunden und 28 Minuten 
Freizeit, während Frauen mit 5 Stunden und 26 Minuten eine Stunde weniger zur Verfügung stand. 

Der aktuellen Studie des Europäischen Parlaments „Gleichstellung der Geschlechter: Wirtschaftlicher Wert 
der Betreuungs- und Pflegearbeit im Hinblick auf die einschlägigen EU-Mittel“ zufolge verbringen 
erwerbstätige Frauen im Durchschnitt jeden Tag anderthalb Stunden mehr mit Hausarbeit und 
unmittelbaren Betreuungs- bzw. Pflegeaktivitäten als ihre männlichen Pendants. Diese Ungleichheiten sind 
je nach Familienkonstellation unterschiedlich stark ausgeprägt: Zum Beispiel verbringen Frauen, die in 
Partnerschaften mit Kindern leben, mehr als doppelt so viel Zeit mit Betreuungs- bzw. Pflegearbeit (5,3 
Stunden täglich) wie Frauen, die in Partnerschaften ohne Kinder leben (2,4 Stunden täglich). Bei der Analyse 
der unbezahlten Betreuungs- und Pflegearbeit sollten auch die Merkmale des Arbeitsplatzes berücksichtigt 
werden, denn Frauen in befristeten Arbeitsverhältnissen oder ohne formellen Arbeitsvertrag verbringen 
täglich doppelt so viel Zeit mit unbezahlter Betreuungs- und Pflegearbeit wie Frauen in unbefristeten 
Arbeitsverhältnissen.  

Viele weibliche Beschäftigte arbeiten in Teilzeit, um Familie und Beruf zu vereinbaren. Die 
Teilzeitbeschäftigungen schmälern den Verdienst und damit auch die künftige Rente der Frauen, da sie 
weniger Stunden arbeiten und auch die Löhne niedriger sind als bei entsprechenden Vollzeitstellen. 
Außerdem besteht bei Frauen eine höhere Wahrscheinlichkeit, dass sie ihre berufliche Laufbahn wegen 
Pflichten in Form von unbezahlter Betreuungs- oder Pflegearbeit unterbrechen. Dem Bericht über die 
Aktionsplattform von Peking 2020 des EIGE zufolge gaben 29% der Frauen in der EU als Hauptgrund für ihre 
Teilzeitbeschäftigung Betreuungs- bzw. Pflegeaufgaben an, während es bei den Männern in der EU nur 6% 
waren. 

Die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei häuslichen Betreuungs- und Pflegeaufgaben haben 
unmittelbare Auswirkungen auf die Beschäftigungschancen von Frauen. Diese Feststellung spiegelt sich im 
unbereinigten geschlechtsspezifischen Verdienstgefälle (Unterschied zwischen dem durchschnittlichen 
Bruttostundenverdienst von weiblichen und männlichen Beschäftigten) wider, das 2019 EU-weit bei 14,1% 
lag. Ein zweites, noch genaueres Maß ist die geschlechtsspezifische Diskrepanz beim Gesamteinkommen, 
die auf EU-Ebene teilweise nahezu 40% beträgt, wobei geschlechtsspezifische Unterschiede bei der 
Beschäftigungsquote und der Arbeitszeit berücksichtigt werden. 

Die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt wird durch ihre unverhältnismäßig hohe Belastung durch 
unbezahlte Betreuungs- und Pflegearbeit behindert. Rund 7,7 Millionen Frauen werden durch Pflichten in 
Form von unbezahlter Betreuungs- oder Pflegearbeit am Eintritt in den Arbeitsmarkt gehindert, während es 
bei den Männern nur 450 000 sind. Von den erwerbstätigen Frauen reduzierten etwa 18% ihre Arbeitszeit 
aufgrund ihrer Kinderbetreuungspflichten, von den erwerbstätigen Männern waren es nur 3%. Im 
Gegensatz dazu sind in den Ländern mit geringen Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen bei der 

https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/694784/IPOL_STU(2021)694784_EN.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/sites/default/files/documents/20204948_mh0220888enn_pdf.pdf
https://eige.europa.eu/publications/gender-inequalities-care-and-pay-eu
https://eige.europa.eu/publications/gender-inequalities-care-and-pay-eu
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Zeit, die für unbezahlte Betreuung bzw. Pflege (von Kindern, Enkelkindern, älteren Menschen und Menschen 
mit Behinderungen) aufgewendet wird, die Beschäftigungsquoten der Frauen tendenziell höher und die 
geschlechtsspezifischen Verdienstgefälle geringer. 

Mentale Belastung 

Es ist bekannt, dass sich Pandemien auf Frauen und Männer unterschiedlich auswirken. Bei der COVID-19-
Pandemie, bei der die Auswirkungen auf die psychische Gesundheit geschlechtsspezifisch sind, ist das nicht 
anders. Laut einer vom Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) 
des Europäischen Parlaments in Auftrag gegebenen Studie hat die Belastung, ein Gleichgewicht zwischen 
Berufs- und Privatleben zu finden, das Wohlbefinden von Frauen schwer beeinträchtigt, denn mehr 
weibliche als männliche Arbeitnehmer leiden aufgrund von COVID-19 unter Angstzuständen. Die Frauen 
berichteten auch über zunehmende Ängste und Sorgen um ihre Familie und ihr Wohlergehen sowie ihre 
Finanzen; Letzteres hängt mit ihrer Rolle als informelle unbezahlte Betreuungs- bzw. Pflegekraft zusammen. 
Mütter von jüngeren Kindern sind unverhältnismäßig stark betroffen. Darüber hinaus tragen Frauen auch 
den größten Teil der mentalen Belastung im Zusammenhang mit der Organisation der Betreuung und 
Pflege (Budgetierung und (zeitliche) Planung der Betreuungs- bzw. Pflege- und Hausarbeit).  

Die anhaltende sozio-sanitäre Krise hat geschlechtsspezifische psychische Störungen verschlimmert, von 
denen Frauen sowohl am Arbeitsplatz als auch zu Hause unverhältnismäßig stark betroffen sind (53% der 
Frauen gegenüber 37% der Männer berichteten von einer erheblichen Beeinträchtigung ihrer psychischen 
Gesundheit). Für bestimmte Gruppen von Frauen, nämlich Schwangere, Frauen mit Fehlgeburten, Frauen 
nach der Geburt oder Frauen, die Opfer von Gewalt in der Partnerschaft wurden, besteht ein noch höheres 
Risiko, während der Pandemie psychische Störungen zu entwickeln.  

Dem aktuellen Bericht „Headway 2023 – Mental Health Index“ zufolge haben 83% der Frauen gegenüber 
36% der Männer eine deutliche Zunahme von Depressionen erlebt, und 53% der Frauen gegenüber 37% 
der Männer haben eine negative Auswirkung auf ihre psychische Gesundheit erfahren. Außerdem könnte 
sich die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern weiter verschärft haben, insbesondere bei 
erwerbstätigen Frauen oder Alleinerziehenden. Die Disparitäten nehmen mit der Entwicklung der Pandemie 
weiter zu. Ein proaktiver Ansatz zur Kontaktaufnahme mit den zuvor genannten Frauen könnte die 
Prävention, Früherkennung und sofortige Intervention für die Behandlung psychischer Störungen 
erleichtern.  

Was die neu eingeführten Formen der flexiblen Arbeit und Fernarbeit betrifft, so können sich der verstärkte 
Einsatz von Online-Kontroll- und Überwachungsmethoden, das mit IKT- und Telearbeitsmodalitäten 
verbundene Gefühl der Isolation und längere Arbeitszeiten insgesamt negativ auf die psychische 
Gesundheit von Telearbeitern auswirken. 

Das Recht der Arbeitnehmer auf Nichterreichbarkeit ist ein weiteres wichtiges Mittel, um Angstzuständen 
und Burnout vorzubeugen und die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu ermöglichen. Auch wenn es 
noch keine spezifische EU-Gesetzgebung gibt, die sich mit der psychischen Gesundheit in der digitalen Welt 
und der digitalen Arbeitswelt befasst, gibt es bereits EU-Rechtsvorschriften, wie z. B. Richtlinien, über 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Arbeitszeitgestaltung, Bildschirmarbeit, Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben usw. In der Studie „Mental health and well-
being in the digital world of work post-COVID“ (Psychische Gesundheit und Wohlbefinden in der digitalen 
Arbeitswelt nach COVID-19) des Europäischen Parlaments wurden die folgenden einschlägigen 
Rahmenwerke aufgezählt: 

- EU-Rechtsvorschriften (Richtlinie 2003/88/EG, Richtlinie 89/391/EWG, Richtlinie 90/270/EWG, 
Richtlinie (EU) 2019/1152, Richtlinie (EU) 2019/1158);  

- sonstige EU-Politikinstrumente: der Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte (2021) und 
der neue Strategische Rahmen der EU für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz (2021–2027);  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/696164/EPRS_BRI(2021)696164_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/696164/EPRS_BRI(2021)696164_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/696164/EPRS_BRI(2021)696164_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/696164/EPRS_BRI(2021)696164_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/696164/EPRS_BRI(2021)696164_EN.pdf
https://eventi.ambrosetti.eu/headway2023/wp-content/uploads/sites/196/2021/10/211005_Headway-2023_Report_DEF.pdf?utm_source=piano&utm_medium=email&utm_campaign=14602&pnespid=r6B8AXRfJr9Lg..E_DrqTc_NsgikWJYsPPbmnu5nrgNm8GKyFhiB2oYg6KMTgOlVcGSfJjKWtQ
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2021/695485/IPOL_IDA(2021)695485_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2021/695485/IPOL_IDA(2021)695485_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2021/695485/IPOL_IDA(2021)695485_EN.pdf
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- EU-Rahmenvereinbarung zur Telearbeit (2002);  

- EU-Rahmenvereinbarung zur Digitalisierung (2020).  

Mit der neuen Strategie für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2021–2027 und den EU-
Rahmenvereinbarungen zur Telearbeit und Digitalisierung werden diese bereits vorhandenen 
Rechtsinstrumente schließlich nutzbar gemacht, wobei den laufenden Veränderungen, die sich im 
Zusammenhang mit der Pandemie und Telearbeit in der EU ergeben, Rechnung getragen wird.  

Das Hauptziel, das alle diese Rechtsinstrumente gemeinsam haben, ist die Verhütung von 
Gesundheitsschäden in der Arbeitsumwelt bzw. bei allen Arbeitsaspekten. Die vorgenannte Gesetzgebung 
zeigt, wie außerordentlich wichtig der Schutz der psychischen Gesundheit der Arbeitnehmer für die 
Kontinuität der wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten und das Funktionieren unserer Gesellschaft 
insgesamt ist. Daher sollte die Arbeit an den Arbeitnehmer angepasst werden und nicht umgekehrt. Zudem 
sollten Risiken und mentale Herausforderungen an ihrem Ursprung angegangen werden. Der neue Ansatz 
zur Verbesserung der Sicherheit und der psychischen Gesundheit und zur Vorbeugung von Schäden ist nun 
kollektiv und wird sich auf neue Technologien und Arbeitsbedingungen konzentrieren. Letztendlich „zielt 
die Strategie nicht nur darauf ab, die sich nach COVID-19 abzeichnenden Herausforderungen zu bewältigen, 
sondern auch auf andere Gesundheitskrisen vorbereitet zu sein, z. B. durch die Digitalisierung und ihre 
Auswirkungen auf die psychische Gesundheit der Arbeitnehmer“. 

Schlussfolgerungen 

Der Care-Sektor und die bezahlte und unbezahlte Betreuungs- und Pflegearbeit haben während der COVID-
19-Pandemie zwar eine neue Anerkennung erfahren, dies hat jedoch weder auf Ebene der Mitgliedstaaten 
noch auf EU-Ebene zu einer größeren Aufmerksamkeit für die Care-Ökonomie geführt. Es ist unbestreitbar, 
dass diese Pandemie Frauen in unverhältnismäßiger Weise getroffen hat, insbesondere Frauen an 
vorderster Front, Frauen mit nicht „telearbeitsfähigen“ Berufen und daher ungleich starken 
Beeinträchtigungen durch neue Arbeitsmodalitäten sowie unbezahlte oder Langzeitbetreuungs- bzw. -
pflegekräfte. Es fehlt bislang eine gezielte politische Reaktion, was diese Sachverhalte anbelangt, und 
solange die Care-Ökonomie nicht in den Mittelpunkt des strategischen Denkens der EU und der 
Mitgliedstaaten gerückt wird, werden die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten fortbestehen und sich 
verschärfen. 

In der Stellungnahme des EWSA zu Telearbeit und Geschlechtergleichstellung heißt es, dass sich bei 
Betrachtung der geschlechtsspezifischen Aspekte der Telearbeit Erkenntnisse aus der Zeit der Pandemie 
gewinnen lassen. Diese Krise habe deutlich gemacht, welch wichtige Rolle Frauen – meistens „an vorderster 
Front“ in den systemrelevanten Pflegeberufen – für die Wirtschaft spielen. Darüber hinaus würden während 
der Pandemie bislang mehr Frauen als Männer in Telearbeit arbeiten, und erwerbstätige Frauen auch ihre 
Beschäftigung häufiger vorübergehend aufgeben. Die wahrscheinliche Ursache sei, dass Frauen aufgrund 
der Schließung von Arbeits-, Schul- und Kinderbetreuungsstätten während der COVID-19-Pandemie die 
Hauptlast der umfangreicheren häuslichen Betreuungs- und Pflegeaufgaben tragen.  

Die Arbeit von zu Hause aus mittels IKT sei für Frauen mit Betreuungs- und Pflegepflichten besonders 
schwierig gewesen, wobei zu den verschiedenen Gründen der Mangel an Zeit, die der Arbeit gewidmet 
werden konnte, sowie die Tendenz, länger zu arbeiten und die Modalitäten der (Nicht-)Erreichbarkeit nicht 
einzuhalten, zählen. Der EWSA forderte eine „bessere Durchsetzung der einschlägigen geltenden 
Rechtsvorschriften und eine engere Überwachung durch die Arbeitsaufsichtsbehörden sowie die Prüfung 
der Angemessenheit des bestehenden Rahmens“.  

Es ist von größter Bedeutung, dass die Mitgliedstaaten die Politikgestaltung mit dem Ziel angehen, nach der 
COVID-19-Krise gleiche wirtschaftliche Chancen für Frauen zu gewährleisten. In der Studie „Gleichstellung 
der Geschlechter: Wirtschaftlicher Wert der Betreuungs- und Pflegearbeit im Hinblick auf die einschlägigen 
EU-Mittel“ wird daran erinnert, dass das Europäische Parlament die Kommission und die Mitgliedstaaten 
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aufgefordert hat, die geschlechtsspezifischen Auswirkungen der COVID-19-Krise, ihre sozioökonomischen 
Folgen und die neu entstehenden Bedürfnisse umfassend zu bewerten und zusätzliche und gezielte 
Haushaltsmittel bereitzustellen, damit Frauen bei der Überwindung der Krise unterstützt werden.  

Der außerordentliche Aufbauplan für Europa (NextGenerationEU) sollte vor allem in Bereichen umgesetzt 
werden, die den Care-Sektor und seine Finanzierung betreffen, auch wenn dieser Sektor bei der Zuweisung 
der Mittel nicht im Vordergrund stand. Durch diese Änderung des Aufbaukonzepts würden die am stärksten 
betroffenen Sektoren unterstützt, die auch von Frauen dominiert werden. Alle Maßnahmen sollten 
spezifische, integrierte Ziele, Vorgaben und Zeitrahmen für die Gleichstellung der Geschlechter enthalten. 

 Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten sollten auch die finanzielle Allgemeinbildung von Frauen fördern, da 
Frauen in der Regel über eine geringere finanzielle Bildung verfügen und daher weniger unabhängig sind. 
In der Stellungnahme des EWSA zu Telearbeit und Geschlechtergleichstellung wird auch die Bedeutung 
eines „Betreuungs- und Pflegedeals für Europa“ betont, da Investitionen in Pflege und Betreuung die 
Bereitstellung hochwertigerer Dienstleistungen für alle während des gesamten Lebenszyklus gewährleisten 
und dafür sorgen würden, dass zwischen Frauen und Männern Lohngleichheit hergestellt wird und sie ihren 
Betreuungspflichten zu gleichen Teilen nachkommen. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, in 
Betreuungsinfrastrukturen aller Art zu investieren.  

Darüber hinaus müssen Frauen verstärkt in politische Entscheidungspositionen einbezogen werden. 
Bisherige Daten zeigen, dass Frauen als Katalysatoren für Paradigmenwechsel fungieren können, sie sind in 
Entscheidungspositionen jedoch in der Regel unterrepräsentiert. Wenn auch die COVID-19-Krisenstäbe 
nicht geschlechterparitätisch zusammengesetzt waren, wird den Mitgliedstaaten empfohlen, verstärkt auf 
integrative und geschlechtergerechte politische Entscheidungsgremien hinzuarbeiten. Damit wird letztlich 
sichergestellt, dass die EU-Standards in den Mitgliedstaaten eingehalten werden. 

Jetzt haben wir die Chance, die durch die Pandemie hervorgerufene Neuordnung der familiären 
Beziehungen zu institutionalisieren und zu normalisieren, auch wenn solche Paradigmenwechsel oft 
anhaltende politische Anstrengungen erfordern. Die Mitgliedstaaten werden zudem aufgefordert, in dieser 
Richtung zusammenzuarbeiten. Der Stellungnahme des EWSA zu Telearbeit und 
Geschlechtergleichstellung zufolge hat die Pandemie gezeigt, dass Telearbeit nur funktioniert, wenn eine 
gute formale Betreuungsinfrastruktur vorhanden ist. Der Zugang zu einer „erschwinglichen, zuverlässigen 
und hochwertigen Betreuung für Kinder und ältere Menschen ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, 
dass sich die Menschen ohne ständige Unterbrechungen in Form von familiärer Betreuungs- oder 
Hausarbeit auf ihre Arbeit konzentrieren können“, insbesondere für Kleinkinder unter drei Jahren.  

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass eines der Ergebnisse der europäischen 
Säule sozialer Rechte die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ist, die eine gerechtere 
Aufteilung der Betreuungs- und Pflegeaufgaben auf die Geschlechter zum Ziel hat. Mit dieser Richtlinie 
werden rechtliche Alternativen wie Vaterschaftsurlaub und Pflegeurlaub eingeführt, die sowohl von Frauen 
als auch von Männern in Anspruch genommen werden können, was für die Mitgliedstaaten ein Anfang für 
die Entwicklung besser zugänglicher Wirtschaftssysteme sein könnte. Der EWSA bestätigte in seiner 
Stellungnahme zu Telearbeit und Geschlechtergleichstellung, dass viele Länder während der Pandemie die 
Bedingungen für die Gewährung von bezahltem Elternurlaub vorübergehend ausgeweitet haben. Dies sei 
der Fall bei dem speziellen Coronavirus-bedingten Elternurlaub zur Unterstützung von Eltern, die in Belgien 
von zu Hause aus arbeiten, oder bei der Einführung von unbezahltem Urlaub für die Kinderbetreuung als 
Teil von Arbeitsplatzerhaltungsprogrammen. Aus den verfügbaren Daten gehe jedoch hervor, dass 
hauptsächlich Frauen diesen Urlaub in Anspruch genommen haben. Dies unterstreiche, wie wichtig es sei, 
Mutterschafts-, Vaterschafts- und Elternurlaub so zu gestalten, dass die ungleiche geschlechtsspezifische 
Aufteilung der unbezahlten Betreuungsarbeit nicht reproduziert oder verstärkt wird. 

Schließlich werden die Mitgliedstaaten auch aufgefordert, die Folgen der Care-Ökonomie, insbesondere für 
ältere Frauen, zu berücksichtigen. Frauen sind während ihres gesamten Lebens sowohl die Hauptversorger 
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als auch die Hauptempfänger, was Betreuung und Pflege anbelangt; sie sind auch die Hauptversorger, was 
die Unterstützung bei der Kinderbetreuung betrifft. Daher wird den Mitgliedstaaten empfohlen, verstärkt 
formelle Betreuungs- und Pflegeleistungen anzubieten, um das Geschlechtergefälle bei Betreuungs- und 
Pflegeaufgaben in der EU zu verringern und jüngeren Frauen mehr Möglichkeiten für den Zugang zum 
Arbeitsmarkt einzuräumen. Den Mitgliedstaaten wird außerdem empfohlen, ihre im Bereich Betreuung und 
Pflege eingeführten Maßnahmenpakete und Sonderregelungen während der Krisenerholungsphase zu 
verlängern.  

In Anbetracht dieser kritischen, aber weitgehend unerkannten wechselseitigen Abhängigkeit und 
Verflechtung der Gesellschaft, die den Care-Sektor repräsentiert, sollte die EU einen klaren politischen 
Rahmen entwickeln, der die Finanzierung und Unterstützung der Care-Ökonomie als öffentliche 
Investitionen in soziale Infrastruktur ausweist, die in der Wirtschafts- und Haushaltspolitik der Europäischen 
Kommission als besondere Schwerpunktbereiche definiert sind. 

Zu diesem Zweck und wie in der Studie zu diesem Thema empfohlen, sollte Eurostat nach Geschlecht, Alter, 
Nationalität, Behinderung und ethnischer Zugehörigkeit aufgeschlüsselte Daten zu Betreuung und Pflege, 
zu den verschiedenen Betreuungs- und Pflegearten und in Bezug auf die Profile der Angehörigen der 
Gruppen der formellen und informellen Betreuungs- und Pflegekräfte sowie bezahlter und unbezahlter 
Betreuungs- und Pflegekräfte in verschiedenen Pflege-/Betreuungssituationen erheben. 

In die Ausarbeitung einer EU-Strategie für Betreuung und Pflege sollten Daten über Betreuung und Pflege 
einfließen, wobei der Schwerpunkt auf der Care-Ökonomie als Sozialinvestition liegen sollte und in Bezug 
auf Betreuungs- und Pflegekräfte und Betreuungs- und Pflegeempfänger ein strategischer Ansatz zur 
Anwendung kommen sollte. 

Es ist wichtig, Haushaltsprioritäten und die gezielte Zuweisung von Haushaltsmitteln zur Behebung des 
Fachkräftemangels im Gesundheits- und Care-Sektor hervorzuheben, insbesondere im Hinblick auf die 
arbeitsmarktpolitische Agenda der Europäischen Kommission im Rahmen des Europäischen Semesters. 
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